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A .  Z i e l s e t z u n g

Mit dem Haushaltsbegleitgesetz 2015/16 werden gesetzliche Änderungen in ei-
nem Artikelgesetz zusammengefasst, die zur Umsetzung verschiedener im Ent-
wurf des Staatshaushaltsplans 2015/16 enthaltener Maßnahmen notwendig sind.

B .  W e s e n t l i c h e r  I n h a l t

Die Zielsetzung soll wie folgt erreicht werden: 

–  Zur strukturellen Verbesserung im Bereich des mittleren Dienstes soll durch
Änderung des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg der Anteil der
Stellen der Besoldungsgruppe A 9, die mit einer Amtszulage ausgestattet wer-
den dürfen, von bisher 30 auf 35 Prozent erhöht werden.

–  Die Entgeltsätze nach dem Wassergesetz (WG) für die Verwendung von Was-
ser aus oberirdischen Gewässern oder von Grundwasser für die öffentliche
Wasserversorgung (§ 104 Absatz 2 Nummer 1 WG) und für die Verwendung
von Wasser aus oberirdischen Gewässern (§ 104 Absatz 2 Nummer 3 WG) sol-
len erhöht werden. Die Mehreinnahmen kommen zweckgebunden wasserwirt-
schaftlichen Zwecken zugute.

–  Das bisher auf Kreditinstitute beschränkte Durchleitungsverfahren bei Förder-
krediten der L-Bank soll künftig auf andere Finanzierungsinstitutionen erwei-
tert werden. Damit werden heutige Bedürfnisse des Finanzmarktes erfüllt.

–  Mit der Änderung des Finanzausgleichsgesetzes wird ein finanzieller Aus-
gleich für die Aufgabenübertragung im Bereich der Marktüberwachung von
den unteren Verwaltungsbehörden auf das Regierungspräsidium Tübingen vor-
genommen.

–  Dem Staatsgerichtshof soll das Recht auf einen sogenannten „Gegenhaushalt“
nach den §§ 28 und 29 der Landeshaushaltsordnung eingeräumt werden.
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C .  A l t e r n a t i v e n

Keine.

D .  K o s t e n  f ü r  d i e  ö f f e n t l i c h e n  H a u s h a l t e  

Durch die Anhebung der Fußnotenobergrenze im Landesbesoldungsgesetz Ba-
den-Württemberg entstehen zunächst keine zusätzlichen Kosten. Diese entstehen
nur, wenn und soweit der Haushaltsgesetzgeber im Zuge von Planaufstellungen
Stellenhebungen vornimmt.

Durch die Änderung des Finanzausgleichsgesetzes wird das Land in Höhe von
660 000 Euro jährlich entlastet und die Kommunen entsprechend belastet.

E .  K o s t e n  f ü r  P r i v a t e

Kosten für Private entstehen nur durch die Änderung des Wassergesetzes. Mit der
Erhöhung des Tarifs im Bereich der öffentlichen Wasserversorgung von derzeit
0,051 Euro je Kubikmeter zum 1. Januar 2015 auf 0,081 Euro je Kubikmeter und
ab dem 1. Januar 2019 auf 0,1 Euro je Kubikmeter entstehen Kosten bei den
Wasserversorgern; die Anpassung der Entgeltsätze für die Verwendung von
Wasser aus oberirdischen Gewässern von 0,01 Euro je Kubikmeter auf 0,015 Eu-
ro je Kubikmeter betrifft im Schwerpunkt Unternehmen der Energiewirtschaft.
Darüber hinaus entstehen Kosten bei Unternehmen anderer Branchen, soweit
Oberflächengewässern Wasser für sonstige Zwecke entnommen wird. Die ent-
stehenden Kosten sind abhängig von der jeweiligen Wasserentnahme.
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Staatsministerium                                                      Stuttgart, 4. November 2014
Baden-Württemberg

Ministerpräsident

An den
Präsidenten des Landtags
von Baden-Württemberg

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,

in der Anlage übersende ich gemäß Artikel 59 Absatz 1 der Landesverfassung den
von der Landesregierung beschlossenen Entwurf des Haushaltsbegleitgesetzes
2015/16 mit Begründung und Vorblatt. Ich bitte, die Beschlussfassung des Land-
tags herbeizuführen. Federführend ist das Ministerium für Finanzen und 
Wirtschaft zuständig.

Mit freundlichen Grüßen

Kretschmann
Ministerpräsident
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Der Landtag wolle beschließen, 

dem nachstehenden Gesetzentwurf seine Zustimmung zu
erteilen:

Haushaltsbegleitgesetz 2015/16

Artikel 1

Änderung des Landesbesoldungsgesetzes 
Baden-Württemberg

In Anlage 1 (Landesbesoldungsordnung A) zum Landes-
besoldungsgesetz Baden-Württemberg vom 9. Novem-
ber 2010 (GBl. S. 793, 826), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom ... (GBl. S. ...), wird in der Besol-
dungsgruppe A 9 in Fußnote 1 die Zahl „30“ durch die
Zahl „35“ ersetzt.

Artikel 2

Änderung des Wassergesetzes

Das Wassergesetz für Baden-Württemberg vom 3. De-
zember 2013 (GBl. S. 389), geändert durch Artikel 5 des
Gesetzes vom 29. Juli 2014 (GBl. S. 378), wird wie folgt
geändert:

1. § 104 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

    a)  In Nummer 1 wird die Angabe „0,051 Euro“ durch
die Wörter „0,081 Euro, ab dem 1. Januar 2019
0,10 Euro“ ersetzt.

    b)  In Nummer 3 werden nach der Angabe „0,010 Eu-
ro“ die Wörter „ , ab dem 1. Januar 2019 0,015 Eu-
ro“ eingefügt.

2. § 128 wird wie folgt geändert:

    a)  Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:

        „(3) Die Bemessung des Entgelts für Wasserent-
nahmen richtet sich nach dem am Ende des jeweili-
gen Veranlagungszeitraums geltenden Recht.“ 

    b)  Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

Artikel 3

Änderung des Gesetzes über die Landeskreditbank 
Baden-Württemberg – Förderbank –

§ 3 Absatz 5 des Gesetzes über die Landeskreditbank Ba-
den-Württemberg – Förderbank – vom 11. November
1998 (GBl. S. 581), zuletzt geändert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 19. Dezember 2005 (GBl. S. 794, 798),
wird wie folgt geändert:
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1. In Satz 2 werden nach dem Wort „Kreditinstituten“
die Wörter „oder anderen Finanzierungsinstitutionen“
eingefügt. 

2. In Satz 3 werden nach dem Wort „Kreditinstitute“ die
Wörter „oder anderer Finanzierungsinstitutionen“ ein-
gefügt. 

Artikel 4

Änderung des Finanzausgleichsgesetzes

In § 11 Absatz 5 Satz 6 des Finanzausgleichsgesetzes in
der Fassung vom 1. Januar 2000 (GBl. S. 14), zuletzt ge -
ändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 3. Dezember
2013 (GBl. S. 449, 474), wird die Angabe „2014 um
11,5“ durch die Angabe „2015 um 10,84“ ersetzt.

Artikel 5

Änderung der Landeshaushaltsordnung

Die Landeshaushaltsordnung für Baden-Württemberg
vom 19. Oktober 1971 (GBl. S. 428), zuletzt geändert
durch Artikel 10 des Gesetzes vom 18. Dezember 2012
(GBl. S. 677, 684), wird wie folgt geändert:

1. In § 28 Absatz 2 werden nach dem Wort „Landtags“
die Wörter „ , des Staatsgerichtshofs“ eingefügt.

2. In § 29 Absatz 3 werden jeweils nach den Wörtern
„des Landtags“ die Wörter „ , des Präsidenten des
Staatsgerichtshofs“ eingefügt.

Artikel 6

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Ausgangslage

a) Änderung des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg (LBesGBW)

Zur strukturellen Verbesserung im Bereich des mittleren Dienstes soll der Anteil
der Stellen der Besoldungsgruppe A 9, die mit einer Amtszulage ausgestattet wer-
den dürfen, von bisher 30 auf 35 Prozent erhöht werden.

b) Änderung des Wassergesetzes

Mit Blick auf die Bewirtschaftungsplanung und auf die Aspekte der Lenkungs-
wirkung sowie eine angemessene Berücksichtigung des mit der Nutzung verbun-
denen Sondervorteils soll eine zeitlich abgestufte Anpassung der Tarife nach 
§ 104 Absatz 2 Nummer 1 und 3 WG erfolgen. 

c) Änderung des Gesetzes über die Landeskreditbank Baden-Württemberg – För-
derbank –

Durch die Änderung sollen künftig Förderkredite nicht nur über Kreditinstitute
sondern auch über andere Finanzierungsinstitutionen wie beispielsweise Versiche-
rungsunternehmen ausgereicht werden können.

d) Änderung des Finanzausgleichsgesetzes (FAG)

Zur Erzielung von Effizienzgewinnen und Synergieeffekten werden Aufgaben der
Marktüberwachung von den unteren Verwaltungsbehörden auf das Regierungs-
präsidium Tübingen übertragen. Durch die Änderung des FAG erhält das Land
hierfür einen finanziellen Ausgleich.

e) Änderung der Landeshaushaltsordnung

Dem Staatsgerichtshof soll das Recht auf einen sog. „Gegenhaushalt“ nach den 
§§ 28 und 29 der Landeshaushaltsordnung eingeräumt werden.

II. Stellungnahmen

Im Rahmen des Anhörungsverfahrens haben sich bis zum Ablauf der Anhörungs-
frist folgende Verbände, Gewerkschaften und Einrichtungen geäußert:

–  Landkreistag Baden-Württemberg

–  Industrieverband Steine und Erden Baden-Württemberg e. V. (ISTE)

–  Verband der Chemischen Industrie e. V. (VCI)

–  Bund der Steuerzahler Baden-Württemberg e. V.

–  Baden-Württembergischer Industrie- und Handelskammertag e. V. 

–  Wirtschaftsverband Papier Baden-Württemberg – WVP – e. V. 

–  BBW Beamtenbund Tarifunion

–  Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg e. V.

–  Gemeindetag Baden-Württemberg e. V.
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–  Landesverband der Baden-Württembergischen Industrie e. V. (LVI)

–  Landesjagdverband Baden-Württemberg e. V.

–  Verband kommunaler Unternehmen e. V., Landesgruppe Baden-Württemberg
(VKU)

–  Deutscher Gewerkschaftsbund Baden-Württemberg

–  Verband für Energie- und Wasserwirtschaft Baden-Württemberg e. V. (VfEW)

Die Stellungnahmen sind dem Gesetzentwurf beigefügt.

Die Stellungnahmen der Gewerkschaften, Verbände und sonstigen Einrichtungen
zu den einzelnen Artikeln werden nachfolgend zusammengefasst:

Zu Artikel 1 (Änderung des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg):

Wegen der Stellungnahmen und des diesbezüglichen Votums der Landesregie-
rung wird auf die nachstehende Übersicht zu den von den Gewerkschaften/Ein-
richtungen im Rahmen des Anhörungsverfahrens vorgetragenen Anliegen betref-
fend die Änderung des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg (vgl. Arti-
kel 1 des Gesetzentwurfs) verwiesen.

Lfd. 
Nr. 

Gewerk-
schaft/  
Einrichtung 

Anliegen Begründung des  
Anliegens 

Votum der  
Landesregierung mit 
Begründung 

1 Bund der 
Steuerzahler 
Baden-Würt-
temberg e.V. 

Eine Erhöhung 
des Anteils der 
Stellen der Be-
soldungsgruppe 
(BesGr) A 9, die 
mit einer Amts-
zulage ausge-
stattet werden 
dürfen, wird 
abgelehnt. Auf 
die vorgesehene 
Änderung soll 
verzichtet wer-
den. 

Laut Personalstellenquer-
schnitt 2013 im StHPl 
2013/2014 liege die Zahl 
der Planstellen der BeGr 
A 9 (mittlerer Dienst) bei 
insgesamt 11.103, wovon 
3.094,5 Stellen auf die 
BesGr A 9 mit Amtszulage 
entfielen. Die bestehende 
30-Prozent-Grenze werde 
folglich derzeit noch nicht 
ausgeschöpft. Bevor neue 
Möglichkeiten für Zulagen 
geschaffen werden, sollten 
zunächst die bestehenden 
Möglichkeiten ausge-
schöpft werden. Eine 
Notwendigkeit für weitere 
Zulagen bestehe bei einem 
genaueren Blick auf den 
Personalstellenquerschnitt 
2013 derzeit nicht.  

Im Gesetzentwurf 
nicht berücksichtigt. 
Die Einhaltung der 
Fußnotenobergrenze 
ist nicht unter Einbe-
ziehung aller im Lan-
deshaushalt ausge-
brachten Planstellen 
der BesGr A 9 (mittle-
rer Dienst) zu beurtei-
len. Maßgebend ist 
vielmehr die Zahl der 
zu den einzelnen Äm-
tern, für welche die 
Fußnotenobergrenze 
gilt, in den jeweiligen 
Einzelplänen ausge-
brachten Planstellen. 
Bei dieser Betrach-
tung ist die Fußnoten-
obergrenze in Berei-
chen, für welche 
strukturelle Verbesse-
rungen erfolgen sol-
len, bereits voll ausge-
schöpft, weshalb die 
Gesetzesänderung 
erforderlich ist.  

2 BBW  
Beamtenbund  
Tarifunion 

Der Anteil der 
Stellen in der 
Besoldungs-
gruppe A 9 
(mittlerer 
Dienst) soll  

Die Maßnahme werde 
grundsätzlich begrüßt, sie 
sei jedoch nicht ausrei-
chend. So liege beispiels-
weise im Justizvollzug der 
Anteil des mittleren Diens-

Im Gesetzentwurf 
nicht berücksichtigt. 
Der Anteil der Plan-
stellen des mittleren 
Dienstes, der in der 
BesGr A 9 maximal 
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Lfd. 
Nr. 

Gewerk-
schaft/  
Einrichtung 

Anliegen Begründung des  
Anliegens 

Votum der  
Landesregierung mit 
Begründung 

auf mindestens 
50 Prozent an-
gehoben wer-
den. Gleichzei-
tig soll auch der 
Anteil der Stel-
len, die mit ei-
ner Zulage aus-
gestattet sein 
dürfen, ebenfalls 
auf 50 Prozent 
angehoben wer-
den. 
 

tes bei 85 Prozent, so dass 
die vorgesehene Änderung 
unmittelbare und starke 
Auswirkung auf die Be-
förderungsstrukturen habe. 
Durch weitergehende Ent-
scheidungen, die sich nicht 
nur auf kleinere Korrektu-
ren beschränken dürften, 
könnten wegweisende Ent-
scheidungen zugunsten der 
Zukunftsfähigkeit, Attrak-
tivität und Konkurrenzfä-
higkeit im Kampf um die 
besten Köpfe getroffen 
werden. 

ausgebracht werden 
darf, ist in der 
Stellenobergrenzenver
ordnung (StOGVO) 
vom 22. Juni 2004 
(GBl. S. 365), zuletzt 
geändert durch Artikel 
55 des Gesetzes vom 
9. November 2010 
(GBl. S. 793, 982), 
geregelt. Die Stellen-
obergrenze für die 
BesGr A 9 des mittle-
ren Dienstes beträgt 
40, 60 oder 70 Prozent 
– je nachdem, um 
welchen Verwaltungs-
bereich es sich han-
delt. Die StOGVO ist 
nicht Gegenstand die-
ses Gesetzesvorha-
bens.  
 
Die Anhebung der 
Fußnotenobergrenze 
von 30 auf 35 Prozent 
für das Spitzenamt des 
mittleren Dienstes in 
der BesGr A 9 mit 
Amtszulage wird als 
sachgerecht und der-
zeit ausreichend ange-
sehen. Eine weitere 
Anhebung der Fuß-
notenobergrenze auf 
50 Prozent soll daher 
gegenwärtig nicht 
erfolgen.  
 
Über etwaige Stellen-
hebungen im Rahmen 
des geltenden Stellen-
obergrenzenrechts 
wird nicht durch das 
Haushaltsbegleitge-
setz, sondern durch 
den Haushaltsgesetz-
geber bei der Aufstel-
lung der Stellenpläne 
entschieden. 
 

Ersatzlose 
Rücknahme der 
Absenkung der 
Eingangsbesol-
dung. Hierzu 
soll der bislang 
vom Gesetzent-

Durch die bestehende Ab-
senkung der Eingangsbe-
soldung leide die Attrak-
tivität des öffentlichen 
Dienstes im Land. Im 
Wettbewerb mit der freien 
Wirtschaft um Fachkräfte 

Im Gesetzentwurf 
nicht berücksichtigt. 
Der öffentliche Dienst 
besitzt weiterhin eine 
hohe Attraktivität. Die 
Rücknahme der Ab-
senkung ist daher un-
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Zu Artikel 2 (Änderung des Wassergesetzes)

Im Rahmen des Anhörungsverfahrens haben sich bis zum Ablauf der Anhörungs-
frist folgende Verbände, Gewerkschaften und Einrichtungen geäußert:

Der Gemeindetag wendet sich nicht gegen die Erhöhung der Entgeltsätze. Er fordert
indes, dass die geplante Erhöhung des Wasserentnahmeentgelts ausschließlich zu-
gunsten von erforderlichen Hochwasserschutzmaßnahmen des Landes erfolgt.

Der VfEW fordert eine Einbeziehung der landwirtschaftlichen Wassernutzung in
das Wasserentnahmeentgelt und ein Absehen von der Erhöhung der Entgeltsätze
bis zur Vorlage des Erfahrungsberichts gemäß § 114 zum 31. Dezember 2016.

Der VKU wendet sich gegen die Erhöhung des Entgeltsatzes für die Verwendung
von Wasser aus oberirdischen Gewässern wegen der Zusatzbelastung für die
Kraft-Wärme-Kopplung-Anlagen (KWK-Anlagen).

Der Landesnaturschutzverband und der Landesjagdverband befürworten die vor-
gesehene Erhöhung der Entgeltsätze, legen jedoch Wert darauf, dass die Mehrein-
nahmen in echte Gewässerrenaturierungen und naturnahen Hochwasserschutz wie
die Rückverlegung von Dämmen und Rückgewinnung von Retentionsflächen
fließen.

Die Verbände der Wirtschaft (VCI, LVI, ISTE, Papierverein, VfEW) weisen dar-
auf hin, dass sie das Wasserentnahmeentgelt seit seiner Einführung grundsätzlich
ablehnen, weil dieses mit Blick auf den überregionalen und internationalen Wett-
bewerbsdruck eine ungerechtfertigte Belastung der baden-württembergischen In-
dustrie darstelle. Sie sprechen sich im Wesentlichen aus folgenden Gründen ge-
gen eine Erhöhung der Entgeltsätze aus: 

–  Der Hinweis, dass die Erhöhung sich an der allgemeinen Preisentwicklung ori-
entiere, überzeuge nicht, da das Wasserentnahmeentgelt per se eine ungerecht-
fertigte Belastung darstelle.

–  Das Wasserentnahmeentgelt habe ohnehin keine ökologische Lenkungswir-
kung und das Land verfüge über ausreichend Wasser.

Lfd. 
Nr. 

Gewerk-
schaft/  
Einrichtung 

Anliegen Begründung des  
Anliegens 

Votum der  
Landesregierung mit 
Begründung 

  

wurf nicht be-
troffene § 23 
LBesGBW ge-
strichen werden. 

werde es zunehmend 
schwieriger, geeignete und 
qualifizierte Nachwuchs-
kräfte zu finden. 

ter den bestehenden 
Rahmenbedingungen 
nicht erforderlich. Da 
die Absenkung der 
Eingangsbesoldung 
jedoch vor dem Hin-
tergrund der Schul-
denbremse zur struk-
turellen Entlastung 
des Haushalts beiträgt, 
soll sie beibehalten 
werden.  

3 

 

 

Deutscher 
Gewerk-
schaftsbund 
Bezirk Ba-
den-Würt-
temberg 

Die Erhöhung 
des Anteils der 
Stellen der Be-
soldungsgruppe 
A 9, die mit 
einer Amtszu-
lage ausgestattet 
werden dürfen, 
wird ausdrück-
lich begrüßt. 
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–  Das Verursacherprinzip werde verletzt, da die Mittel verwendet würden, um
die Landwirtschaft zu unterstützen, diese dagegen nicht für die durch sie verur-
sachte Grundwasserverschmutzung herangezogen werden.

–  Einzelne Unternehmen würden durch die Erhöhung besonders stark belastet.

–  Die Nutzung von Kraft-Wärme-Kopplung würde unrentabel.

Der Bund der Steuerzahler, Wirtschaftsverbände und Verbände der öffentlichen
Wasserversorgung kritisieren zudem die Verwendung entsprechend der Zweck-
bindung des § 104 Absatz 4 WG, es handele sich um Aufgaben, die über den all-
gemeinen Haushalt aus Steuermitteln zu finanzieren seien. 
Die Fortführung der Ermäßigungstatbestände wird begrüßt.

Im Ergebnis hat die Verbändeanhörung zu keinen Änderungen bei der durch Ar -
tikel 2 vorgesehenen Erhöhung der Entgeltsätze geführt. Nur die in Artikel 3 vor-
gesehene Übergangsregelung wurde klarer gefasst und in Artikel 2 integriert.
Weitergehenden Forderungen nach einer gänzlichen Abschaffung des Wasserent-
nahmeentgelts konnte nicht entsprochen werden.

Der Gesetzgeber hat sich schon im Jahr 1988 für die Einführung des Wasserent-
nahmeentgelts entschieden und diese Entscheidung bei der umfassenden Novel-
lierung der Vorschriften im Jahr 2010 sowie bei der Neufassung des Wassergeset-
zes im Jahr 2013 bestätigt. Mit der Inanspruchnahme des öffentlichen Gutes Was-
ser kommt den Nutzern ein Sondervorteil zugute. Das Wasserentnahmeentgelt
und die verschiedenen Ermäßigungstatbestände bieten einen Anreiz für einen
sparsamen und schonenden Umgang mit der Ressource Wasser und entfalten in-
soweit eine Lenkungswirkung. Die Ressourcenschonung macht auch dann Sinn
und ist aus ökologischen Gründen geboten, wenn die Ressource nicht erschöpft
ist. Z. B. wird bei Investitionen in hocheffiziente KWK-Anlagen eine Ermäßigung
um 25 % gewährt, wobei sogar eine standortübergreifende Verrechnung möglich
ist. Dies bedeutet, dass gerade bezüglich der in verschiedenen Stellungnahmen
angesprochenen neuen KWK-Großanlagen über 15 Jahre eine deutlich weiter -
gehende Reduzierung des Entgelts weit über die KWK-Anlage selbst hinaus er-
folgt. Generell werden die Marktbedingungen des Energiesektors, u. a. für KWK-
Anlagen, nur zu einem vergleichsweise geringen Teil durch das Wasserent -
nahmeentgelt des Landes bestimmt.

Hinzuweisen ist darauf, dass Baden-Württemberg mit der Erhebung des Wasser -
entnahmeentgelts keine Sonderstellung einnimmt. Im Gegensatz zur erstmaligen
Einführung des Wasserentnahmeentgelts haben heute 13 von 16 Bundesländern
Regelungen über ein Wasserentnahmeentgelt. Ebenso wurden auf internationaler
Ebene zunehmend Abgaben in Bezug auf die Wassernutzungen eingeführt. Die
Verfassungsmäßigkeit der Wasserentnahmeentgelte wurde vom Bundesverfas-
sungsgericht mehrfach bestätigt.

Bislang sind die Einnahmen aus dem Wasserentnahmeentgelt dem allgemeinen
Staatshaushalt zugeflossen. Mit der neu eingeführte Zweckbindung (§ 104 Ab-
satz 4 WG) sind die Mittel für wasserwirtschaftliche und gewässerökologische
Belange zweckgebunden zu verwenden, wozu insbesondere der Hochwasser-
schutz zählt. Wie in der Gesetzesbegründung (Drucksache 15/3760) dargestellt,
ist der Bereich der Schutzgebiets- und Ausgleichsverordnung (SchALVO) von
der Zweckbindung nicht umfasst, sodass die von den Wirtschaftsverbänden ge -
übte Kritik ins Leere geht. Im Übrigen kommt ein qualifizierter Hochwasser-
schutz in besonderer Weise auch Unternehmen zu Gute, die im Falle eines Hoch-
wassers neben unmittelbaren Sachschäden auch mit Betriebsstillständen und Lie-
ferausfällen rechnen müssen. Nach § 1 Absatz 2 Nummer 3 WG sollen beim
Hochwasserschutz ökologisch verträgliche Lösungen angestrebt werden. Die
Aus nahme der Landwirtschaft von der Entgeltpflicht wurde bei der Novellierung
der Vorschriften im Jahr 2010 ausführlich begründet (Drucksache 14/6491). Die
Gründe für den derzeitigen Verzicht auf eine Erhöhung des Entgeltsatzes für die
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Verwendung von Grundwasser (§ 104 Absatz 2 Nummer 2 WG) werden in der
Begründung des Gesetzentwurfs dargelegt.

Die Erhöhung des Tarifs für die Entnahme von Oberflächenwasser betrifft ganz
überwiegend die Entnahme von Kühlwasser, d. h. die Energiewirtschaft. Dies
schließt Unternehmen anderer Branchen ein, sofern sie als Energieerzeuger tätig
werden. In deutlich geringerem Umfang ist die Entnahme für Produktionszwecke
betroffen. Für die Fälle, in denen die wirtschaftliche Belastung durch das Wasser -
entnahmeentgelt zu einer unbilligen Härte führt, besteht mit § 107 WG ein Er-
mäßigungstatbestand, nach dem das Entgelt ermäßigt oder sogar von der Festset-
zung abgesehen werden kann. Da die Erhöhung des Entgeltsatzes erst zum 1. Ja-
nuar 2019 wirksam wird, haben die betroffenen Unternehmen ausreichend Zeit, 
z. B. auch unter Inanspruchnahme der Ermäßigungstatbestände nach § 105 WG
Anpassungsmaßnahmen zu planen und umzusetzen, um dadurch das von ihnen zu
entrichtende Entgelt zu reduzieren.

Zu Artikel 3 (Änderung des Gesetzes über die Landeskreditbank)

Keine Bedenken.

Zu Artikel 4 (Änderung des Finanzausgleichsgesetzes)

Die Empfehlung der Gemeinsamen Finanzkommission vom 19. September 2014
zur Erhöhung des zu berücksichtigenden Elternanteils von 8 Prozent auf 20 Pro-
zent für die Bemessung der Landesbeteiligung an der Kleinkindbetreuung fand
aus zeitlichen Gründen keinen Eingang mehr in den Entwurf des Haushaltsbe-
gleitgesetzes. Es ist beabsichtigt, im Rahmen des parlamentarischen Verfahrens
die von der Gemeinsamen Finanzkommission vorgeschlagene Erhöhung des El-
ternanteils umzusetzen. 

Zu Artikel 5 (Änderung der Landeshaushaltsordnung)

Keine Bedenken.

B. Einzelbegründung

Zu Artikel 1 (Änderung des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg)

Zur strukturellen Verbesserung im Bereich des mittleren Dienstes soll der Anteil
der Stellen der Besoldungsgruppe A 9, die mit einer Amtszulage ausgestattet wer-
den dürfen, von bisher 30 auf 35 Prozent erhöht werden.

Zu Artikel 2 (Änderung des Wassergesetzes)

Durch Artikel 2 Nummer 1 des Gesetzentwurfs sollen die Entgeltsätze für die Ver-
wendung von Wasser aus oberirdischen Gewässern oder von Grundwasser für die
öffentliche Wasserversorgung (§ 104 Absatz 2 Nummer 1 WG) und für die Ver-
wendung von Wasser aus oberirdischen Gewässern (§ 104 Absatz 2 Nummer 3) er-
höht werden. Die Erhöhung soll mit Blick auf die Bewirtschaftungsplanung und
auf die Aspekte der Lenkungswirkung sowie eine adäquate Berücksichtigung des
mit der Nutzung verbundenen Sondervorteils zeitlich abgestuft in zwei Schritten
erfolgen. Die Bemessung der Entgeltsätze steht im Verhältnis zu den verfolgten
Zwecken.

Im Bereich der öffentlichen Wasserversorgung soll der Entgeltsatz durch Num-
mer 1 von derzeit 0,051 Euro je Kubikmeter zum 1. Januar 2015 auf 0,081 Euro je
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Kubikmeter und ab dem 1. Januar 2019 auf 0,10 Euro je Kubikmeter erhöht wer-
den. Diese Erhöhung entspricht in etwa der allgemeinen Preisentwicklung seit
dem Jahr 1988, in dem das Wasserentnahmeentgelt in Baden-Württemberg einge-
führt wurde. Der Entgeltsatz in diesem Bereich wurde seitdem nicht erhöht. 

Dem Entgeltsatz im Bereich der öffentlichen Wasserversorgung und seiner Er-
höhung liegen folgende Erwägungen zugrunde: Das Wasser wird dem konkreten
Wasserkörper bei der öffentlichen Wasserversorgung regelmäßig endgültig ent -
zogen. Die öffentliche Wasserversorgung profitiert in besonderem Maße von den
staatlichen Maßnahmen zur Gewässerreinhaltung, z. B. durch die Ausweisung
von Wasserschutzgebieten oder Maßnahmen zum Grundwasserschutz. Der Wert
des Sondervorteils ist heute gegenüber dem Zeitpunkt der Einführung des Wasse-
rentnahmeentgelts nicht gesunken, sondern gestiegen, sodass zumindest eine An-
passung, die sich in der Größenordnung eines Inflationsausgleichs bewegt, ge -
boten ist. Mit einer Erhöhung der Entgeltsätze ist zudem eine Steigerung des Inte -
resses der Wasserversorger an einer Vermeidung von Wasserverlusten durch
Leckagen zu erwarten. 

Die Mehrkosten der Erhöhung können von den Wasserversorgern bei den Be -
ziehern des Wassers eingepreist werden. Beim Endverbraucher ist zu erwarten,
dass der Anreiz, heute verfügbare wassersparende Technologien zu nutzen, steigt,
ohne dass eine unverhältnismäßige Mehrbelastung eintritt. Bei den Endver -
brauchern würde die Erhöhung ab dem 1. Januar 2015 eine monatliche Mehrbe -
las tung von rund 10 Cent pro Person, ab dem 1. Januar 2019 weitere rund 5 Cent
pro Person und Monat bedeuten. Die zeitliche Stufung der Erhöhung der Ent-
geltsätze erlaubt im Sinne der Lenkung die Entwicklung und Umsetzung von An-
passungsstrategien, z. B. durch die Berücksichtigung sparsamer Geräte bei Ersatz-
beschaffungen. Mit der ersten Stufe der Erhöhung wäre auf der Grundlage der
heutigen Wasserentnahmemengen mit Mehreinnahmen von bis zu 18 Mio. Euro
pro Jahr, mit der zweiten Stufe von weiteren etwa 11 Mio. Euro pro Jahr zu rech-
nen. Diese gestaffelten Mehreinnahmen sind aufgrund der Bewirtschaftungspla-
nung im Rahmen der Zweckbindung gemäß § 104 Absatz 4 WG, insbesondere für
Maßnahmen zur Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie und des Hochwas-
serschutzes sowie zur Umsetzung des Integrierten Rheinprogramms, zu verwen-
den und bewegen sich im Rahmen des erwarteten Bedarfs. Die Ermäßigungsvor-
schrift des § 106 WG bleibt unverändert.

Auf eine Erhöhung des Entgeltsatzes für die Verwendung von Grundwasser 
(§ 104 Absatz 2 Nummer 2 WG) soll und kann zum gegenwärtigen Zeitpunkt ver-
zichtet werden. Der Entgeltsatz von 0,051 Euro je Kubikmeter steht gleichwohl in
einem angemessenen Verhältnis zum Wert des Grundwassers und dem gezogenen
Vorteil. Er unterscheidet sich nach Verwendungsart und -intensität deutlich von
der öffentlichen Wasserversorgung. So sind diese Nutzungen z. B. auf den beson-
deren Schutz durch Wasserschutzgebiete im Regelfall nicht angewiesen. Zudem
wirkt hier der mit dem Entgelt gesetzte Anreiz zum sparsamen, ressourcenscho-
nenden und effizienten Umgang mit dem Grundwasser – anders als bei der öffent-
lichen Wasserversorgung – bereits heute in besonderem Maße unmittelbar beim
Entgeltpflichtigen, sodass diese in unternehmerische Überlegungen einfließen
und ein wirksamer Lenkungseffekt nach Sachstand auch ohne Erhöhung ange-
nommen werden kann. 

Im Bereich der Verwendung von Wasser aus oberirdischen Gewässern soll der
Entgeltsatz nach Nummer 2 von derzeit 0,010 Euro je Kubikmeter ab dem 1. Ja-
nuar 2019 auf 0,015 Euro je Kubikmeter erhöht werden. Die Erhöhung orientiert
sich ebenfalls an der allgemeinen Preisentwicklung. Sie trägt dem Wert des Son-
dervorteils angemessen Rechnung, der mit der Verwendung des Wassers aus
oberirdischen Gewässern verbunden ist. Mit der Erhöhung soll auch in diesem
Bereich der Anreiz für eine sparsame, schonende und effiziente Nutzung der
Wasserressourcen gestärkt werden. Die Übergangsfrist bis zum Inkrafttreten des
neuen Entgeltsatzes trägt dem Umstand Rechnung, dass mit der Erhöhung des
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Entgeltsatzes auch ein Anreiz für die Entwicklung und Umsetzung von Anpas-
sungsstrategien und der Nutzung sparsamer Technologien gegeben wird. Tech -
nische Anpassungen sind in diesem Bereich jedoch tendenziell schwieriger zu
realisieren und häufig kostenaufwändiger, als dies z. B. beim Endverbraucher in
der Regel der Fall ist. Daher ist es angezeigt, den Entgeltpflichtigen ausreichend
Zeit zu belassen, die erforderlichen Maßnahmen umzusetzen. Die Ermäßigungs-
vorschrift des § 105 WG bleibt unverändert. Mit der Erhöhung wäre auf der
Grundlage der heutigen Wasserentnahmemengen ab dem 1. Januar 2019 mit
Mehreinnahmen von bis zu 16 Mio. Euro pro Jahr zu rechnen. Diese gestaffelten
Mehreinnahmen sind aufgrund der Bewirtschaftungsplanung im Rahmen der
Zweckbindung gemäß § 104 Absatz 4 WG ebenfalls insbesondere für Maß -
nahmen zur Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie und des Hochwasser-
schutzes sowie zur Umsetzung des Integrierten Rheinprogramms vorgesehen.

Durch Artikel 2 Nummer 2 wird in § 128 Absatz 3 WG eine Übergangsregelung
für die Bemessung des Entgelts für Wasserentnahmen eingefügt. Die Übergangs-
regelung stellt klar, dass sich die Bemessung des Entgelts für Wasserentnahmen
nach dem am Ende des jeweiligen Veranlagungszeitraums geltenden Recht rich-
tet. Der Veranlagungszeitraum ist das Kalenderjahr. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Gesetzes über die Landeskreditbank Baden-Württem-
berg – Förderbank –)

Das Durchleitungsprinzip wird erweitert, indem die Gewährung von Förderdar -
lehen durch die Landeskreditbank Baden-Württemberg – Förderbank – (L Bank)
nicht mehr nur auf die Zwischenschaltung von Kreditinstituten beschränkt bleibt,
sondern auch über andere Finanzierungsinstitutionen erfolgen kann. Dieses erwei-
terte Durchleitungsprinzip erfüllt die heutigen Bedürfnisse des Finanzmarkts, auf
dem Darlehen an Privatpersonen und Unternehmen nicht mehr nur von Kreditins -
tituten, sondern beispielsweise auch von Versicherungsunternehmen vergeben
werden. Auch andere Finanzierungsinstitutionen sollen in die Lage versetzt wer-
den, ihren Kunden die Förderdarlehen der L-Bank anbieten zu können. 

Im Gesetz über die KfW ist ein umfassendes Durchleitungsprinzip schon seit
2003 verankert: In § 3 Absatz 1 Satz 1 heißt es dort, dass bei der Gewährung von
Finanzierungen Kreditinstitute oder andere Finanzierungsinstitutionen einzu-
schalten sind. 

Zu Artikel 4 (Änderung des Finanzausgleichsgesetzes)

Die europäischen Vorgaben für die Aufgaben der Marktüberwachung verfolgen
einen produktbezogenen Ansatz. Die Marktüberwachungsaufgaben sind geprägt
von Produktströmen hinweg über die Ländergrenzen und die Grenzen der Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union und bedingen ein enges Miteinander der
Behörden in den Ländern und Mitgliedstaaten. Zur Effizienzsteigerung und der
Erzielung von Synergieeffekten werden die Marktüberwachungsaufgaben beim
Regierungspräsidium Tübingen gebündelt und bisher noch den unteren Verwal-
tungsbehörden zugewiesene Marktüberwachungsaufgaben dem Regierungs -
präsidium Tübingen über tragen. In Abstimmung mit dem Städtetag und dem
Landkreistag erhält das Land hierfür einen finanziellen Ausgleich in Höhe von
660 Tausend Euro jährlich. Zur Umsetzung dieser Vereinbarung ist eine Ände-
rung von § 11 Absatz 5 Satz 6 FAG erforderlich.

Zu Artikel 5 (Änderung der Landeshaushaltsordnung)

Mit der Einführung der Landesverfassungsbeschwerde zum 1. April 2013 wurde
der Staatsgerichtshof aufgewertet. Die Aufwertung wird ab dem Doppelhaushalt
2015/16 durch die Schaffung eines eigenen Einzelplans für den Staatsgerichtshof
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unterstrichen. Mit der Änderung der Landeshaushaltsordnung soll dem Staatsge-
richtshof nun auch das bisher nur dem Landtag und dem Rechnungshof vorbehal-
tene Recht auf einen sogenannten „Gegenhaushalt“ eingeräumt werden. 

Die §§ 28 und 29 Landeshaushaltsordnung regeln bisher Folgendes: Will der Fi-
nanz- und Wirtschaftsminister bei seinem Haushaltsentwurf bei den Einzelplänen
des Landtags und des Rechnungshofs von deren Voranschlägen abweichen, ohne
dass diese zugestimmt haben, muss er dies der Landesregierung vor Beschlussfas-
sung des Ministerrats zum Haushalt mitteilen (§ 28 Absatz 2 Landeshaushaltsord-
nung). Entsprechendes gilt, wenn die Landesregierung mit dem Beschluss des
Haushaltsentwurfs ohne Zustimmung des Landtags oder des Rechnungshofs von
deren Voranschlägen abweicht. In diesem Fall ist dem Landtag dann nicht nur der
Haushaltentwurf der Regierung vorzulegen, sondern zusätzlich gesondert der Ein-
zelplan des Landtags und/oder des Rechnungshofs mit deren unveränderten Vor-
anschlägen (§ 29 Absatz 3 Landeshaushaltsordnung). So wird sichergestellt, dass
die Vorstellungen von Landtag und Rechnungshof zu ihren Haushalten letztlich
ohne einseitige Korrektur durch die Regierung dem Parlament vorgelegt werden.

Mit der Änderung soll dem Status des Staatsgerichtshofs, der wie der Landtag ein
eigenständiges Verfassungsorgan ist, Rechnung getragen werden.

Zu Artikel 6 (Inkrafttreten)

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten dieses Gesetzes.
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